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4 4 8 . Verordnung: 5. Beschußverordnung

448. Verordnung des Bundesministers für
Bauteil und Technik vom 11. Juli 1977, mit
der weitere Vorschriften zur Durchführung
des Beschußgesetzes erlassen werden (5. Be-

schußverordnung)

Auf Grund der §§ 1, 4, 15 und 23 des Be-
schußgesetzes, BGBl. Nr. 141/1951, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 241/1971
wird verordnet:

I. ABSCHNITT

B e s c h u ß v o r s c h r i f t

Anwendungsbereich

§ 1. Die folgenden Bestimmungen sind bei der
Erprobung von Handfeuerwaffen, bei der Er-
probung der höchstbeanspruchten Teile von
Handfeuerwaffen sowie bei der Anbringung der
Beschußzeichen anzuwenden.

Einreichung

§ 2. (1) Die Einreichung von Handfeuerwaffen
und höchstbeanspruchten Teilen von Handfeuer-
waffen zum Endbeschuß (§ 5 Abs. 1 des Beschuß-
gesetzes) sowie die Einreichung von Läufen zum
Vorbeschuß (§ 5 Abs. 2 des Beschußgesetzes) hat
mittels Einreichblattes zu erfolgen. Mit einem
Einreichblatt dürfen jeweils nur Handfeuer-
waffen der gleichen Type und des gleichen Kali-
bers eingereicht werden. Das Einreichblatt hat
folgende Angaben zu enthalten:

1. Name und Anschrift des Einreichers,

2. Datum der Einreichung,

3. Name des Herstellers,

4. Bezeichnung der Waffentype,
5. Erzeugungsnummer (Reparaturnummer) der

eingereichten Waffen und höchstbeanspruch-
ten Teile von Handfeuerwaffen,

6. Bezeichnung des Kalibers oder Normbezeich-
nung der Munition,

7. bei Vorderladerwaffen und Böllerkanonen
die höchstzulässige Pulverladung in Gramm;

bei Vorderladerwaffen zusätzlich das Ge-
wicht der schwersten zu verwendenden Ge-
schoßvorlage,

8. Bezeichnung des verwendeten Laufmaterials,

9. den Hinweis, ob die eingereichten Waffen
neu oder instandgesetzt sind; bei instand-
gesetzten Waffen die Angabe der an ihnen
ausgeführten Instandsetzungsarbeiten,

10. einen Hinweis auf die Art der Montage des
Fernrohrs.

(2) Sollen außer den vorgeschriebenen Proben
noch weitere Proben mit verstärkten Ladungen
rauchlosen Pulvers vorgenommen werden (§ 11
des Beschußgesetzes), so ist der gewünschte Er-
probungsdruck anzugeben. Werden Handfeuer-
waffen zur freiwilligen Erprobung (§10 des Be-
schußgesetzes) eingereicht, ist auf dem Einreich-
blatt der Grund der Einreichung anzugeben.

(3) Bei der Einreichung von Läufen zum Vor-
beschuß hat das Einreichblatt nur die Angaben
gemäß Abs. 1 Z. 1 bis 3 zu enthalten.

Vorbeschuß

§ 3. (1) Die Läufe von Flinten und mehrläu-
figen Gewehren müssen für den Vorbeschuß (§ 5
Abs. 2 des Beschußgesetzes) außen auf Fertigmaß
gebracht sein. Die Laufbohrung muß so weit vor-
gearbeitet sein, daß durch die nachträgliche Fer-
tigstellung keine wesentliche Schwächung der
Laufwandung eintritt.

(2) Der Vorbeschuß ist in der Regel als zer-
störungsfreie Werkstoffprüfung mittels Magnet-
prüfgerätes, Ultraschallprüfgerätes, Röntgen-
prüfgerätes oder einem ähnlichen Gerät durch-
zuführen.

(3) Wenn der Einreicher es verlangt oder das
Beschußamt es in besonderen Fällen für zweck-
mäßig erachtet, ist der Vorbeschuß mit einem
Schuß Schwarzpulver auszuführen. Der auftre-
tende Gasdruck muß an der Meßstelle 1 des in-
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ternationalen Gasdruckmessers bei allen Lauf-
kalibern mindestens 800 bar betragen. Für den
Vorbeschuß mit Schwarzpulver hat der Einrei-
cher die Läufe innen glatt gebohrt und gerieben
sowie mit einer Verschlußschraube, deren Zünd-
kanal einen Durchmesser von höchstens 1,6 mm
aufweisen darf, versehen vorzulegen.

Vorbeschußzeichen

§ 4. (1) Nach bestandenem Vorbeschuß ist am
Lauf das im § 6 Abs. 1 der Verordnung BGBl.
Nr. 224/1951 vorgesehene Zeichen so anzubrin-
gen, daß es auch nach Fertigstellung der Hand-
feuerwaffe deutlich sichtbar bleibt.

(2) Durch den Vorbeschuß beschädigte Läufe
sowie Läufe, die an ihrer Oberfläche erkennbare
Fehler aufweisen, sind dem Einreicher ohne Vor-
beschußzeichen zurückzustellen.

Vorprüfung

§ 5. (1) Vor Durchführung des Endbeschusses
sind die Handfeuerwaffen einer Vorprüfung zu
unterziehen (§ 6 des Beschußgesetzes). Die Vor-
prüfung umfaßt:

1. Die Kontrolle der Kennzeichnung (§ 6),
2. die Kontrolle der Funktionssicherheit und

die Sichtprüfung (§ 7),
3. die Kontrolle der Abmessungen (§ 8).

(2) Für die Vorprüfung von höchstbeanspruch-
ten Teilen von Handfeuerwaffen gilt Abs. 1 sinn-
gemäß.

Kontrolle der Kennzeichnung

§ 6. (1) Im Zuge der Kontrolle der Kenn-
zeichnung ist zu überprüfen, ob die folgenden
Angaben deutlich sichtbar und dauerhaft auf
einem der höchstbeanspruchten Teile der Hand-
feuerwaffe angebracht sind:

1. Name, Firma oder amtsbekanntes Kurz-
zeichen des Herstellers oder Einreichers,

2. Herstellungsnummer oder Reparaturnum-
mer,

3. Bezeichnung des Kalibers (z. B. 7 X 64,
243 Win oder 12/70 usw.),

4. Qualität des verwendeten Laufmaterials
durch Angabe der Markenbezeichnung oder
gemäß ÖNORM M 3170 in Kurzform
(z. B. StLf 3) beziehungsweise mit Kurz-
zeichen (z. B. ),

5. bei Läufen von Flinten und mehrläufigen
Gewehren das Vorbeschußzeichen, ausge-
nommen in den Fällen des § 10 Abs. 10.

(2) Ist in Ausnahmefällen eine Kennzeichnung
gemäß Abs. 1 Z. 4 nicht möglich, ist die Lauf-
stahlqualität in anderer geeigneter Weise zu
kennzeichnen.

Kontrolle der Funktionssicherheit und Sicht-
prüfung

§ 7. (1) Die Kontrolle der Funktionssicherheit
betrifft die zuverlässige Funktion des Lade-
mechanismus, der Verschlußeinrichtung, des
Schlosses, der Sicherung und der Zündeinrich-
tung.

(2) Die Sichtprüfung erstreckt sich auf Mate-
rialfehler und Schwachstellen, Schweißstellen an
höchstbeanspruchten Teilen sowie Laufauf-
bauchungen.

Kontrolle der Abmessungen

§ 8. Die Kontrolle der Abmessungen hat bei
Handfeuerwaffen mit glatten und gezogenen
Läufen mit einer Meßgenauigkeit von mehr
als 0,10 mm zu erfolgen. Zu kontrollieren sind:

1. bei Handfeuerwaffen mit glatten Läufen:
a) der Durchmesser des Laufes sowie der

Durchmesser und die Länge des Patro-
nenlagers auf Übereinstimmung mit den
Abmessungen laut Anhang II zum
Übereinkommen über die gegenseitige
Anerkennung von Beschußzeichen für
Handfeuerwaffen, BGBl. Nr. 269/1971,
in der Fassung BGBl. Nr. 476/1975;

b) die Wandstärke des Laufes unter Be-
achtung der Kennzeichnung der Lauf-
stahlqualität (§ 6); handelt es sich um
Schrotläufe für Gebrauchsmunkion mit
einem Gasdruck von maximal 650 bar
sowie um Laufstahlqualitäten gemäß An-
lage 1 zu dieser Verordnung, sind die
dort angegebenen Mindestwandstärken
maßgeblich;

c) der Verschlußabstand auf Einhakung
der maximal zulässigen Größe von
0,10 mm;

2. bei Handfeuerwaffen mit gezogenen Läufen:
a) der Feld- und Zugdurchmesser des Lau-

fes sowie der Durchmesser und die
Länge des Patronenlagers auf Überein-
stimmung mit den Abmessungen laut
Anhang II zum Übereinkommen über
die gegenseitige Anerkennung von Be-
schußzeichen für Handfeuerwaffen,
BGBl. Nr. 269/1971, in der Fassung
BGBl. Nr. 476/1975; für dort nicht
geregelte Kaliber gölten die Abmessun-
gen der ÖNORMEN S 1390, S 1391,
S 1392 und S 1393;

b) die Wandstärke des Laufes und die Löt-
flächenabstände unter Beachtung der
Kennzeichnung der Laufstahlqualität
(§ 6); handelt es sich um Laufstahlquali-
täten gemäß Anlage 2 zu dieser Ver-
ordnung, sind die dort angegebenen
Mindestwandstärken und Lötflächenab-
stände maßgeblich;
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c) der Verschlußabstand auf Einhaltung
der maximal zulässigen Größe von
0,10 mm bei kombinierten Kipplauf-
waffen und von 0,15 mm bei Hand-
feuerwaffen mit Zylinderverschluß;

d) der Übergangskonus auf Übereinstim-
mung mit den Abmessungen laut An-
hang II zum Übereinkommen über die
gegenseitige Anerkennung von Beschuß-
zeichen für Handfeuerwaffen, BGBl.
Nr. 269/1971, in der Fassung BGBl.
Nr. 476/1975; für dort nicht geregelte
Kaliber gelten die ÖNORMEN S 1390,
S 1391, S 1392 und S 1393.

Zulassung zum Endbeschuß

§ 9. (1) Handfeuerwaffen und höchstbean-
sprüchte Teile von Handfeuerwaffen, die im
Zuge der Vorprüfung keinen der folgenden
Mängel aufweisen, sind zum Endbeschuß zuzu-
lassen:

1. Sichtbare Fehler an der Oberfläche eines
der höchstbeanspruchten Teile,

2. schlecht gelötete Lauf haken oder Läufe,
mangelhafte Passung derselben,

3. fehlerhafte Bohrung,
4. unzureichende Fertigung und Verschrau-

bung des Zündstiftpuffers,
5. unzureichende Konstruktion des Verschlus-

ses,
6. offensichtliche Fehlerhaftigkeit des Funk-

tionsmechanismus (Sicherung, Zündung,
Verschluß, zu leichter Abzug, Lade- und
Entlademechanismus usw.),

7. sichtbare Laufaufbauchungen und sichtbare
Dehnung im Patronenlager,

8. Schaftfehler, die den zu erwartenden Be-
anspruchungen nicht standhalten würden,

9. Fehlen einer der im § 6 vorgeschriebenen
Angaben bzw. Zeichen.

(2) Handfeuerwaffen und höchstsbeanspruchte
Teile von Handfeuerwaffen, die einen der im
Abs. 1 angeführten Mängel aufweisen, sind dem
Einreicher formlos zurückzustellen.

Endbeschuß

§ 10. (1) Der Endbeschuß ist an fertigen Waf-
fen durchzuführen. Höchstbeanspruchte Teile
sind daher zunächst vom Einreicher durch Er-
gänzung fehlender Bestandteile zu einer fertigen
Handfeuerwaffe zusammenzubauen. Wird jedoch
eine Handfeuerwaffe aus bereits beschossenen
höchstbeanspruchten Teilen zusammengebaut,
dann ist diese fertige Waffe ebenfalls dem End-
beschuß zu unterziehen. Waffen, die noch der
Brünierung bedürfen (weißfertige Waffen), gelten
als fertige Waffen. Eine fertige Handfeuerwaffe
ist dann mit dem Originalschaft vorzulegen,

wenn dieser tragendes Element von in § 7
Abs. 1 angeführten Waffenteilen ist; bei allen
anderen Waffen kann an die Stelle des Original-
schaftes ein Ersatzschaft oder eine geeignete
gleichwertige Vorrichtung treten. Bei mehrläu-
figen Waffen ist jeder Lauf, bei Revolvern jedes
Patronenlager der Trommel dem Endbeschuß
zu unterziehen.

(2) Der Endbeschuß ist
1. bei Schrotläufen mit zwei Schuß rauch-

losem Pulver,
2. bei Büchsenläufen für Zentralfeuerpatronen

und für Randfeuerpatronen mit einem
Gasdruck von mehr als 1 800 bar sowie bei
Selbstladepistolen mit zwei Schuß rauch-
losem Pulver,

3. bei allen anderen Waffen mit einem Schuß
rauchlosem Pulver, soweit für diese Waffen
rauchlose Patronen im Handel sind, sonst
mit einem Schuß Schwarzpulver

auszuführen.

(3) Die Beschußpatronen für Schrotläufe, die
für das Verfeuern von Patronen bestimmt sind,
deren Gasdruck 650 bar nicht übersteigt, müssen
mindestens einmal jede der folgenden Bedin-
gungen erfüllen: An der Meßstelle 1 des inter-
nationalen Gasdruckmessers hat der Gasdruck
mindestens 850 bar, an der Meßstelle 2 dieses
Gasdruckmessers hat der Gasdruck mindestens
500 bar zu betragen.

(4) Die Beschußpatronen für Schrotläufe, die
für das Verfeuern von Patronen bestimmt sind,
deren Gasdruck 650 bar übersteigen kann, müs-
sen mindestens einmal jede der folgenden Be-
dingungen erfüllen: An der. Meßstelle 1 des inter-
nationalen Gasdruckmessers hat der Gasdruck
mindestens 1 200 bar, an der Meßstelle 2 dieses
Gasdruckmessers hat der Gasdruck mindestens
500 bar zu betragen.

(5) Die Bedingungen gemäß Abs. 3 und 4
können entweder getrennt mit zwei verschie-
denen Patronen oder mit zwei gleichen Patronen,
die gleichzeitig beiden Bedingungen entsprechen,
erfüllt werden.

(6) Beschußpatronen für Waffen mit gezo-
genen Läufen müssen den in der ÖNORM
S 1380 für die jeweilige Gebrauchspatrone fest-
gelegten Beschußgasdnuck aufweisen.

(7) Die gemäß Abs. 3 und 4 zu verwendenden
Beschußpatronen sind nach den Vorschriften des
Anhanges I zum Übereinkommen über die
gegenseitige Anerkennung von Beschußzeichen
für Handfeuerwaffen, BGBl. Nr. 269/1971, in
der Fassung BGBl. Nr. 476/1975 zu überprüfen.
Sie haben den dort angegebenen Toleranzbedin-
gungen zu entsprechen.

(8) Auf Verlangen sind dem Beschußamt pas-
sende Gebrauchspatronen oder Hülsen und die
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schwersten in Gebrauch stehenden Geschosse
oder fertige Beschußpatronen in ungeöffneter
Originalverpackung zur Verfügung zu stellen.

(9) Ist anzunehmen, daß die Beschußpatrone
fehlerhaft war, oder bestehen Zweifel, ob die
beschossene Handfeuerwaffe fehlerfrei ist, kann
das Beschußamt über die vorgeschriebene Schuß-
anzahl hinaus weitere Schüsse in erforderlicher
Anzahl abgeben, und zwar je nach den Umstän-
den des Einzelfalles mit Gebrauchs- oder Be-
schußmunition.

(10) Bei Handfeuerwaffen und höchstbean-
spruchten Teilen von Handfeuerwaffen, die ge-
mäß § 1 Abs. 2 des Beschußgesetzes zu erproben
sind, ist, wenn hiefür kein gültiger Vorbeschuß
nachgewiesen werden kann, an Stelle des Vorbe-
schusses der Endbeschuß mit der jeweils doppel-
ten der für die betreffende Waffentype in dieser
Verordnung vorgeschriebenen Schußanzahl
durchzuführen.

Kontrolle nach dem Endbeschuß

§ 11. Nach dem Endbeschuß sind die Hand-
feuerwaffen und die höchstbeanspruchten Teile
von Handfeuerwaffen einer neuerlichen Kon-
trolle zu unterziehen. Hiefür gelten die §§ 7
und 8 sinngemäß.

Rückstellung von Handfeuerwaffen und höchst-
beanspruchten Teilen

§ 12. (1) Handfeuerwaffen und höchstbean-
spruchte Teile von Handfeuerwaffen, die durch
den Endbeschuß offensichtlich beschädigt wur-
den, und Handfeuerwaffen, bei denen die Kon-
trolle (§ 11) einen der folgenden Mängel ergibt,
sind dem Einreicher ohne Beschußzeichen zurück-
zustellen:

1. Zündversager oder exzentrischer, schwacher
Zündstifteinschlag,

2. Lösen des Schusses beim Schließen der Waffe,
3. Doppeln der Schüsse bei mehrläufigen Waf-

fen,
4. Klemmen der Patronenhülse beim Ausziehen

derselben,
5. Zündhütchendurchschlag,
6. Dehnung im Patronenlager oder am Über-

gang desselben zum Lauf,
7. Aufbauchung am Chocke oder an dessen

Übergangskonus,
8. eine wenn auch nur minimale Verformung

im zylindrischen Teil des Laufes,
9. Lösen der Lötstelle bei den Laufverbin-

dungen oder Laufhaken,
10. Überschreitung des maximal zulässigen

Verschlußabstandes von 0,10 mm bei Hand-
feuerwaffen mit glatten Läufen und kom-
binierten Kipplaufwaffen sowie von

0,15 mm bei Handfeuerwaffen mit Zylinder-
verschluß,

11. Beschädigung oder Verformung wesent-
licher Teile des Verschlusses,

12. sichtbare Fehler an der Oberfläche höchst-
beanspruchter Teile,

13. offensichtlich fehlerhafter Funktionsmecha-
nismus (Sicherung, Zündung, Verschluß,
Lade- und Entlademechanismius) oder wir-
kungslose Sicherung,

14. Beschädigung oder Verformung des Bas-
küls.

(2) Bestehen über das Vorliegen einer offen-
sichtlichen Beschädigung oder eines Mangels
(Abs. 1) Zweifel, kann das Beschußamt über die
in § 10 vorgeschriebene Anzahl der Schüsse
hinaus weitere Schüsse mit Beschußmunition,
wenn aber ein Funktionsmangel vermutet wird,
mit Gebrauchsmunition, abgeben.

(3) Die gemäß Abs. 1 ohne Beschußzeichen
zurückzustellenden Handfeuerwaffen sind mit
der Protokollnummer zu versehen (§ 7 Abs. 1
des Beschußgesetzes). Die Protokollnummer ist
die Erzeugungsnummer ergänzt durch das Kurz-
zeichen für Monat und Jahr. Auf sein Verlangen
ist dem Einreicher der Grund der Rückstellung
schriftlich bekanntzugeben.

(4) Nach dem Endbeschuß sind höchstbean-
spruchte Teile von Handfeuerwaffen unbrauch-
bar zu machen, wenn sie einen der folgenden
nicht mehr zu behebenden Mängel aufweisen:

1. Fernrohrfußplatte an höchstbeanspruchten
Stellen eingelassen,

2. Ausbesserungsschweißungen an höchstbean-
spruchten Stellen,

3. Läufe, welche weniger als 90% der gefor-
derten Mindestwandstärke erreichen,

4. Läufe, welche wegen vorhandener Rost-
narben die Mindestwandstärke nicht mehr
aufweisen,

5. Laufsprengumg.

(5) Solche mangelhaften Waffenteile (Abs. 4)
sind jedoch auf besonderen schriftlichen Antrag
nicht unbrauchbar zu machen, wenn der Antrag-
steller erklärt, sie nur für einen im § 1 Abs. 2
der Verordnung BGBl. Nr. 224/1951 ange-
gebenen Zweck zu verwenden. Auf diesen Teilen
ist in allen Fällen die Protokollnummer (Abs. 3)
einzuschlagen und der Grund der Rückstellung
dem Einreicher schriftlich bekanntzugeben.

Neuerliche Erprobung

§ 13. (1) Handfeuerwaffen und höchstbean-
spruchte Teile von Handfeuerwaffen, die gemäß
§ 9 nicht zum Endbeschuß zugelassen oder gemäß
§ 12 Abs. 1 ohne Beschußzeichen zurückgestellt
wurden, können neuerlich zur Erprobung ein-
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gereicht werden, wenn dem Beschußamt die Be-
hebung des beanstandeten Mangels nachgewiesen
wird. Die Vorprüfung (§ 5) hat unter Bedacht-
nahme auf das Ergebnis der früheren Erprobung
zu erfolgen.

(2) Hat eine bereits erprobte Handfeuerwaffe
oder ein bereits erprobter höchstbeanspruchter
Teil einer Handfeuerwaffe eine der folgenden
Veränderungen oder Instandsetzungen erfahren,
ist diese Handfeuerwaffe oder dieser Teil erneut
einer Erprobung gemäß §§ 5 bis 12 au Hinter-
ziehen (§ 8 des Beschußgesetzes):

1. Maßnahmen, die eine Herabsetzung der
Sicherheit der Waffe verursachen könnten,
wie Schwächung durch Anbringung eines
Zielfernrohres;

2. Veränderungen im Patronenlager oder an
der Laufbohrung;

3. Änderung der Festigkeit der Werkstoffe,
insbesondere durch nachträgliche Wärmebe-
handlung; mit Ausnahme einer Einsatz-
härtung bei Temperaturen bis maximal
800° C;

4. Austausch eines höchstbeanspruchten Teiles.

(3) Ergäbt sich anläßlich der Erprobung gemäß
den Abs. 1 und 2 einer der im § 12 Abs. 1
angeführten Mängel, ist auf der Handfeuerwaffe
bzw. auf dem höchstbeanspruchten Teil die neue
Protokollnummer (§ 12 Abs. 3) anzubringen
und das Beschußzeichen durch Überschlagen mit

X
zu entwerten.

Anbringung der Beschußzeichen

§ 14. (1) Hat die Erprobung nach den §§ 5
bis 11 und 13 keine Mängel ergeben, sind die
in § 6 Abs. 1 und 2 der Verordnung BGBl.
Nr. 224/1951 festgelegten Beschußzeichen am
Lauf, bei mehrläufigen Waffen auf jedem be-
schossenen Lauf, am Baskül, am Gehäuse sowie
am Verschluß deutlich sichtbar anzubringen.
Neben dem Beschußzeichen für den Endbeschuß
ist die Protokollnummer (§ 12 Abs. 3) anzu-
bringen, diese jedoch nur an einem Lauf. Die
Beschußzeichen und die Protokollnummer sind
auf der Waffe so anzubringen, daß die Verwend-
barkeit der Waffe nicht beeinträchtigt wird.

(2) Bei Revolvern ist abweichend von den
Bestimmungen des Abs. 1 das Beschußzeichen
auf dem Lauf, dem Rahmen, dem Galgen und
der Trommel, die Protokollnummer (§ 12
Abs. 3) jedoch nur auf dem Rahmen deutlich
sichtbar anzubringen.

Freiwillige Erprobung und Erprobung mit ver-
stärkter Ladung

§ 15. (1) Einem Antrag auf freiwillige Erpro-
bung (§ 10 des Beschußgesetzes) ist stattzugeben,
wenn der Antrag zum Gegenstand hat:

1. Handfeuerwaffen und andere Schießgeräte,
die der gesetzlichen Erprobungspflicht nicht
unterliegen und sich zur Erprobung im
Sinne dieser Verordnung eignen;

2. Handfeuerwaffen und höchstbeanspruchte
Teile von Handfeuerwaffen, die einer Erpro-
bung bereits unterzogen worden sind, sofern
die Erprobung aus Gründen der Sicherheit
wiederholt werden soll.

(2) Einem Antrag auf Erprobung mit verstärk-
ter Ladung (§ 11 Abs. 1 des Beschußgesetzes) ist
stattzugeben, wenn die Erprobung nach den
§§ 5 bis 11 keine Mängel ergäben hat und anzu-
nehmen ist, daß die Waffe dem verstärkten Gas-
druck standhalten wird.

(3) Für die freiwillige Erprobung gelten die
§§ 2 bis 14 sinngemäß. Für die Erprobung mit
verstärkter Ladung gelten die §§ 10 bis 14 sinn-
gemäß.

Amtliche Eintragungen; Beschußbestätigung;
Beschußverzeichnis

§ 16. (1) Nach Abschluß des Beschußvorganges
hat das Beschußamt in den Einreichblättern (§ 2)
folgende Eintragungen vorzunehmen:

1. Die fortlaufende Nummer der Einreich-
blätter,

2. die Protokolnummer,
3. das Datum der Erprobung und die Unter-

schrift des verantwortlichen Beschußbe-
amten,

4. die Angabe des Beschußgasdruckes,
5. die Art des Mangels im Falle der Rück-

stellung.

(2) Auf sein Verlangen ist dem Einreicher ein
Auszug aus dem Einreichblatt der für ihn ohne
Beanstandung erprobten Handfeuerwaffen aus-
zuhändigen Bestätigung des Beschusses), der
mindestens folgende Angalben zu enthalten hat:

1. Protokollnummer,
2. Art der geprüften Handfeuerwaffe,
3. Name des Erzeugers,
4. Erzeugungsnummer,
5. Nonnbezeichnung des Kalibers,
6. Beschußgasdruck,
7. höchstzulässiger Gebrauchsgasdruck.

(3) Die Beschußämter haben die Erprobungs-
ergebnisse aller zur Erprobung eingereichten
Waffen auf den Einreichblättern festzuhalten
(Beschußverzeichnis). Die Einreichblätter sind
nach fortlaufenden Nummern geordnet abzu-
heften und halbjährlich oder jährlich zusammen-
gefaßt zu binden und mit einem dauerhaften
Einband zu versehen. Die Einreichblätter sind
gegen Feuer und unbefugten Zutritt gesichert
aufzubewahren.
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II. ABSCHNITT

V e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g von

ÖNORMEN

§ 17. Gemäß § 5 des Normengesetzes, BGBl.
Nr. 240/1971, werden die folgenden ÖNOR-
MEN für verbindlich erklärt:

1. Die ÖNORM S 1200 „Schlagbolzenmaße
von verschiedenen Waffenarten", Ausgabe:
Oktober 1963, für die Beurteilung gemäß
den §§ 9 und 12 dieser Verordnung;

2. die ÖNORM S 1380 „Gasdrücke für Kugel-
patronen", Ausgabe: 1. März 1976, für den
gemäß § 10 Abs. 2 dieser Verordnung ein-
zuhaltenden Beschußgasdruck;

3. die ÖNORMEN S 1390 „Randfeuenpatro-
nen", Ausgabe: 1. März 1976, S 1391 „Pisto-
len- und Revolverpatronen", Ausgabe:
1. März 1976, S 1392 „Büchsenpatronen
ohne Rand", Ausgabe: 1. März 1976 und
S 1393 „Büchsenpatronen mit Rand", Aus-
gabe: 1. März 1976;

4. die ÖNORM M 3170 „Laufstähle für Jagd-
feuerwaffen", Ausgabe: 15. Dezember 1952,
hinsichtlich § 6 Abs. 1 Z. 4.

A n e r k e n n u n g a u s l ä n d i s c h e r
B e s c h u ß z e i c h e n

§ 18. Den inländischen Beschußzeichen sind die
offiziellen Beschußzeichen folgender Staaten
gleichzuachten (§§ 1 und 4 des Beschußgesetzes):

Belgien, Chile, Bundesrepublik Deutschland,
Deutsche Demokratische Republik, Frankreich,

Großbritannien, Italien, Jugoslawien, Spanien,
Tschechoslowakische Sozialistische Republik und
Ungarn.

IV. ABSCHNITT

A u ß e r k r a f t t r e t e n von R e c h t s v o r -
s c h r i f t e n

§ 19. Mit dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung treten folgende Rechtsvorschriften außer
Kraft:

1. Die §§ 4, 5, 7 und 8 der Verordnung des
Bundesministeriums für Handel und Wie-
deraufbau vom 8. September 1951, BGBl.
Nr. 224, zur Durchführung des Bundes-
gesetzes vom 20. Juni 1951, BGBl. Nr. 141,
über die obligatorische Erprobung aller
Handfeuerwaffen und Patronen (Beschuß-
gesetz);

2. § 3 der 2. Beschußverordnung, BGBl.
Nr. 88/1958;

3. die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 12. Fe-
ber 1962, BGBl. Nr. 59, mit der die Ver-
ordnung vom 8. September 1951, BGBl.
Nr. 224, zur Durchführung des Beschuß-
gesetzes neuerlich abgeändert und ergänzt
wird;

4. die Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 15. Juli 1966,
BGBl. Nr. 138, mit der die zweite Beschuß-
verordnung abgeändert wird.

Moser
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